Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4219 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. Mai 1969 

1/3 — 37231 — 2333/69 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 338. Sitzung am 9. Mai 1969 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Kiesinger 
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Deutscher Bundestag — • 5. Wahlperiode 


Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Wehrsoldgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Das Wehrsoldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 28. August 1965 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1051), zuletzt geändert durch das 

wird wie folgt geändert: 

Die Wehrsoldtabelle (Anlage zu § 2 Abs. 1 Satz 1) 
erhält folgende Fassung: 


„Anlage 

(zu § 2 Abs. 1 Satz 1) 


Wehrsold 


Wehr- 

sold- 

gruppe 

Dienstgrad 

Wohrsold- 

tagcssatz 

1 

Grenadier 

3,75 

2 

Gefreiter, Obergefreiter, Haupt- 
gefreiter 

4,50 

3 

Unteroffizier, Stabsunteroffizier 

5,00 

4 

Feldwebel, Oberfeldwebel, Haupt- 
feldwebel 

5,25 

5 

Stabsfeldwebel, Leutnant 

6,00 

6 

Oberstabsfeldwebel, Oberleutnant 

7,00 

7 

Hauptmann 

8,50 

8 

Major, Stabsarzt, Stabsingenieur 

10,00 

9 

Oberstleutnant, Oberstabsarzt, 
Oberfeldarzt 

12,00 

10 

Oberst, Oberstarzt 

13,50 

11 

Generale 

17,00." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1969 in Kraft. 
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Begründung 


Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung 
in einer Entschließung vom 4. Dezember 1968 auf- 
gefordert, unter Berücksichtigung der seit dem 
Jahre 1965 gestiegenen Lebenshaltungskosten zu 
prüfen, inwieweit eine Erhöhung des Wehrsoldes 
möglich ist. 

Mit dem Gesetzentwurf soll der als „Taschengeld 
des Wehrpflichtigen" gedachte Wehrsold den seit 
dem 1. August 1965 veränderten wirtschaftlichen 
Verhältnissen und der inzwischen eingetretenen 
allgemeinen Entwicklung der Einkommen angepaßt 
werden. Dabei sollen die Tagessätze, unter beson- 
derer Berücksichtigung der unteren Wehrsoldgrup- 
pen, durchschnittlich um rd. 20 v. H. der Sätze von 
1965 erhöht werden. 

Die Kosten der Wehrsolderhöhung werden für das 
laufende Rechnungsjahr auf 30 Millionen DM, für 
die folgenden Rechnungsjahre auf je rd. 60 Mil- 
lionen DM geschätzt. Der Mehraufwand soll im 
Jahr 1969 aus dem allgemeinen Plafond des Einzel- 
plans 14 bestritten und in den folgenden Jahren 
aus den Ansätzen des Einzelplans 14 entsprechend 
der mittelfristigen Finanzplanung gedeckt werden. 
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